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Rundschreiben Nr. 235/2022 
 
 
 
163. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen" vom 25. bis 27. Oktober 2022 in 
Dessau-Roßlau 
 
Vom 25. bis 27. Oktober 2022 hat die 163. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 

stattgefunden. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die Jahre 2022 bis 2027.  

 

 

I. Zu den Grundlagen der Steuerschätzung 

 

Die aktuelle Steuerschätzung prognostiziert gegenüber der Steuerschätzung vom Mai letzten 

Jahres trotz Steuersenkungen ab dem Jahr 2023 deutlich höhere Steuereinnahmen. Ursache 

hierfür sind neben der guten Kassenentwicklung im aktuellen Jahr die nochmals gestiegenen 

Inflationserwartungen. Bei der Umsetzung der Steuerschätzung in die kommunale Haushalts-

planung ist u.a. zu beachten, dass die Steuerschätzung geplante, aber noch nicht beschlos-

sene Steuersenkungen nicht enthält. Insbesondere die Erhöhung des Grundfreibetrages bei 

der Einkommensteuer ist nicht enthalten. Bei der Kommunikation nach außen wird wie bereits 

im Mai empfohlen, auf die Inflationsproblematik hinzuweisen: Der Zuwachs der Steuereinnah-

men der Städte und Gemeinden wird aufgrund der Preissteigerungen entwertet. 

 

 

1. Prognose der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung  

 

Die Ergebnisse der November-Steuerschätzung sind – gerade im Vergleich zur Schät-

zung vom Mai dieses Jahres – von den geänderten Inflationserwartungen geprägt: 

Beim Verbraucherpreisindex (misst die Inflation für die Privathaushalte) werden in den 

Jahren 2022 und 2023 Steigerungen von 8,0 % bzw. 7,0 % angesetzt, für den BIP-

Deflator (bezieht alle Komponenten der Wirtschaft ein) werden Werte von 5,6 und 5,7 

% angesetzt. Dies bedeutet gerade für das Jahr 2023 eine deutliche Aufwärtskorrektur 

der Inflationserwartungen. Für das reale BIP wurden hingegen ins-besondere für das 

Jahr 2023 Abwärtskorrekturen vorgenommen: Für das Jahr 2022 wird das reale 

Wachstum auf 1,4 % zurückgenommen. Von einem Rückgang der Wirtschaftsleistung 

im Vergleich zum Vorjahresquartal kann erst zum Ende diesen Jahres gesprochen wer-

den, das Gesamtjahr weist noch eine positive Wachstumsrate auf. Sehr deutlich ist die 

Korrektur der Wachstumserwartungen für das Jahr 2023:  
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Die Bundesregierung geht von einer Schrumpfung des BIP um 0,4 % aus. Hervorzu-

heben – dies geschieht in der öffentlichen Kommunikation eher selten – ist aber die 

Entwicklung des nominalen, d.h. in aktuellen Preisen gemessenen BIP: Hier werden 

inflationsbedingt weiterhin hohe Wachstumsraten erwartet: Der erwartete Anstieg be-

trägt 7,0 % im aktuellen Jahr und 5,3 % im kommenden Jahr. Trotz des realwirtschaft-

lichen Abschwungs steigt das nominale BIP auch im Jahr 2023 deutlich. Es steigt zu-

dem stärker, als noch im Mai angenommen wurde. Dies erklärt die Aufwärtskorrektur 

der Steuerschätzung gegenüber Mai 2022.  

 

Ab dem Jahr 2024 erwartet die Bundesregierung bei moderaten Inflationsraten eine 

zügige Normalisierung der konjunkturellen Lage mit Wachstumsraten, die im Wesent-

lichen dem langjährigen Trend entsprechen. Hervorzuheben ist, dass durchgängig ein 

stabiler Arbeitsmarkt unterstellt wird; es sind auch keine Anzeichen zu erkennen, die 

eine andere Erwartung rechtfertigen würden.  

 

Weiterhin gilt, dass die Projektion verschiedene Risiken enthält. Zentrales Risiko ist 

und bleibt die Frage der Versorgungssicherheit – sowohl im Winter 2022/2023 als auch 

2023. Sofern es nicht zu einer harten Gasmangellage inkl. forcierten Produktionstopps 

kommt, erscheint die Projektion ausgesprochen sachgerecht und keineswegs unange-

messen optimistisch. Es ist deutlich darauf hinzuweisen, dass nach aktuellem Stand 

die wirtschaftlichen Einschnitte geringer ausfallen werden als während der Finanz-

marktkrise oder der Corona-Pandemie. Die gefühlte Intensität der Krise stimmt nicht 

mit dem Umfang der bereits jetzt unvermeidbaren Einbußen überein. Technische Risi-

ken bestehen insbesondere mit Blick auf die Inflationserwartungen: Die niedrigen er-

warteten Inflationsraten ab dem Jahr 2024 setzen voraus, dass es der Europäischen 

Zentralbank gelingt, weiterhin glaubwürdige Politik zu betreiben und die Inflationser-

wartungen der Marktteilnehmer auf niedrigem Niveau zu stabilisieren.  

 

 

2. Beschlossene und berücksichtigte Steuerrechtsänderungen  

 

Im Wesentlichen entfalten zwei Steuerrechtsänderungen Relevanz für die Steuerein-

nahmen der Städte und Gemeinden: Das „Steuerentlastungsgesetz 2022“ vom 23. Mai 

2022 sowie das „Vierte Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Be-

wältigung der Corona-Krise“ (Viertes Corona-Steuerhilfegesetz) vom 19. Juni 2022. 

Das Steuerentlastungsgesetz 2022 regelte die Erhöhung des Arbeitnehmer-Pausch-

betrags ab 2022 sowie des Grundfreibetrags für 2022 ebenso wie die bis 2026 befris-

tete Anhebung der Entfernungspauschale für Fernpendler und die Einführung einer 

„Mobilitätsprämie“ für Geringverdiener. Das Vierte-Corona-Steuerhilfe-Gesetz richtete 

sich an den Unternehmensbereich und beinhaltete insbesondere Maßnahmen tempo-

räre Steuerentlastungen sowie Investitionsanreize schaffen sollten (Erweiterung der 

Möglichkeiten der Verlustverrechnung, Verlängerung der degressiven Abschreibung 

für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, Verlängerung steuerlicher In-

vestitionsfristen). 
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3. Nicht beschlossene, nicht berücksichtigte, aber zu erwartende Steuerrechtsän-

derungen  

 

Die Steuerschätzung berücksichtigt nicht die zu erwartenden, teilweise auch verfas-

sungsrechtlich notwendigen Veränderungen des Einkommensteuertarifs, die derzeit 

vom Bundesfinanzministerium vorbereitet werden.  

 

Im September hat das Bundeskabinett beschlossen, zur Erfüllung verfassungsrechtli-

cher Vorgaben den Grundfreibetrag zu erhöhen und zur Vermeidung inflationsbeding-

ter Mehreinnahmen den Einkommensteuertarif zu strecken. Der hierdurch resultie-

rende Steuerausfall wird im Gesetz-entwurf auf 12 Mrd. Euro im Jahr 2023 und 18 Mrd. 

Euro im Jahr 2024 (Folgejahre leicht auf-wachsend) geschätzt, hiervon entfallen ca. 

1,8 Mrd. Euro bzw. 2,6 Mrd. Euro direkt auf die Städte und Gemeinden. Nach jüngsten 

Ankündigungen des Finanzministeriums soll aufgrund der im unteren Einkommensbe-

reich besonders hohen Inflation dieser Gesetzentwurf im Gesetzgebungsverfahren 

nochmals angepasst werden, sodass diese Steuerausfälle nochmals größer ausfallen. 

Mit Blick auf den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer bedeutet dies, dass die in 

der Steuerschätzung genannten Wachstumsraten für die städtische Haushaltsplanung 

um ca. 4 Prozentpunkte im Jahr 2023 und ca. 1 Prozentpunkt im Jahr 2024 nach unten 

zu korrigieren sind. 
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II. Zum Ergebnis der Steuerschätzung 

 

Die Ergebnisse für Bund, Länder und Kommunen stellen sich wie folgt dar:  

 

1. Gesamtergebnis Bund 

 

 

Auf Basis der unten aufgeführten Annahmen werden die Steuereinnahmen insgesamt 

für den Zeitraum der Finanzplanung höher ausfallen als noch in der Steuerschätzung 

vom Mai 2022 prognostiziert. 

 

Im Vergleich zum Ergebnis der Mai-Steuerschätzung ergibt sich insbesondere für die 

Jahre ab 2024 ein höheres erwartetes Aufkommen. Dies ist zum einen auf die weiterhin 

kräftige Ausgangsbasis aus den laufenden Steuereinnahmen zurückzuführen. Zudem 

geht die aktuelle Projektion der nominalen gesamtwirtschaftlichen Eckwerte und Be-

messungsgrundlagen für die entsprechenden Jahre von einer günstigeren Basis als 

noch im Frühjahr aus. 

 

Im Gegensatz zur Mai-Schätzung wurden in die aktuelle Prognose steuerrechtliche Än-

derungen des laufenden Jahres, insbesondere die Maßnahmen aus den ersten beiden 

Entlastungspaketen, einbezogen. Die finanziellen Auswirkungen dieser Änderungen 

mindern das (erwartete) Aufkommen insbesondere in diesem und im kommenden Jahr 

deutlich. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass sich einige der beschlossenen 

umfangreichen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen noch im Gesetzgebungsverfah-

ren befinden. Deren Umsetzung wird die Steuereinnahmen in den Jahren ab 2023 ge-

genüber den vorgelegten Ergebnissen erheblich mindern. Diese Mindereinnahmen 

sind entsprechend im Bundeshaushalt zu berücksichtigen. 
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Eine Übersicht über die Verteilung der Steuereinnahmen auf Bund, Länder, Gemein-

den und die EU mit einem Vergleich zur letzten Steuerschätzung ist in der Anlage 1 

enthalten. 

 

2. Regionalisierung des Schätzergebnisses  

 

Die Entwicklungsprognose der Steuereinnahmen auf das Land und die Kommunen in 

Schleswig-Holstein stellt sich nachfolgend wie folgt dar:  

 

a)  Land SH 

 

Nach der Regionalisierung der Schätzergebnisse werden sich die Einnahmen aus dem 

Steueraufkommen und den Bundesergänzungszuweisungen sowie den Kfz-Steuer-Er-

satzleistungen des Bundes in Schleswig-Holstein bis 2027 voraussichtlich wie folgt ent-

wickeln: 
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Für das Jahr 2022 wird ein Aufkommen von rd. 12,43 Mrd. Euro erwartet. Es steigt 

damit gegenüber dem Ist 2021 um rd. 951 Mio. Euro. Gegenüber dem Haushalt 2022 

ist dies ein Zuwachs der Einnahmen um rd. 818 Mio. Euro. Dabei ist zu berücksichti-

gen, dass aus diesem erwarteten Zuwachs rd. 68 Mio. Euro als Mehrausgaben zur 

Finanzierung der Kosten des Landes und Kommunen für Unterbringung und Versor-

gung der Ukraine Flüchtlinge und rd. 132 Mio. Euro für den kommunalen Finanzaus-

gleich (KFA) einzusetzen sind. Damit würden noch Steuermehreinnahmen von rd. 618 

Mio. Euro verbleiben und die im Haushalt vorgesehenen rd. 503 Mio. Euro aus Notkre-

diten nicht mehr benötigt. Die danach noch verbleibenden Mehreinnahmen von rd. 115 

Mio. Euro würden dann am Jahresende zur Schuldentilgung eingesetzt.  

 

Im Jahr 2023 werden Einnahmen in Höhe von rd. 12,87 Mrd. Euro erwartet. Gegenüber 

der Mai-Schätzung bedeutet dies eine Zunahme um rd. 193 Mio. Euro. 

 

 

Im Vergleich zur Mai-Schätzung soll das Aufkommen dann in den Jahren 2024 um rd. 

517 Mio. Euro, 2025 um rd. 762 Mio. Euro und 2026 um rd. 807 Mio. Euro höher liegen. 

 

Das Einnahmeniveau beträgt dann im Jahr 2027 rd. 15,37 Mrd. Euro. Die Kommunen 

werden über den KFA an den relevanten Mehreinnahmen des Landes – soweit sie 

nicht zweckgebunden vom Bund zur Verfügung gestellt werden - in Höhe des KFA 

Verbundsatzes beteiligt. In der Anlage 2 und 3 ist das Ergebnis für Bund und Land 

beigefügt. 

 

 

b) Kommunen SH  

 

Die Einnahmen der Kommunen werden sich für den Zeitraum bis zum Jahr 2027 vo-

raussichtlich wie folgt entwickeln: 
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Für das Jahr 2022 wird ein Gesamtaufkommen von rd. 6,34 Mrd. Euro erwartet. Es 

steigt damit gegenüber dem Ist 2021 um rd. 589 Mio. Euro. Gegenüber den Ergebnis-

sen der Mai-Schätzung ist dies ein Zuwachs um rd. 255 Mio. Euro. 

 

Im weiteren Verlauf sollen sich die erwarteten Einnahmen gegenüber der Mai-Schät-

zung um rd. 344 Mio. Euro in 2023, rd. 441 Mio. Euro in 2024, rd. 558 Mio. Euro in 

2025 und rd. 596 Mio. Euro in 2026 erhöhen. 

 

Das Einnahmeniveau liegt dann im Jahr 2027 bei rd. 8,05 Mrd. Euro. 

 

Für die originären Steuereinnahmen der Kommunen wird im Jahr 2022 ein Aufkommen 

von rd. 4,18 Mrd. Euro geschätzt. Gegenüber dem Ist 2021 soll es damit um rd. 319 

Mio. Euro steigen. Im Vergleich zur Mai-Schätzung ist dies ein Zuwachs um rd. 251 

Mio. Euro. 

 

Jeweils gegenüber der Mai-Schätzung wird dann ein Zuwachs in 2023 von rd. 308 Mio. 

Euro, in 2024 rd. 345 Mio. Euro, in 2025 rd. 418 Mio. Euro und in 2026 rd. 447 Mio. 

Euro erwartet. 

 

Eine Übersicht zu den einzelnen Steuerarten ist als Anlage 4 beigefügt. 

 

 

III. Bewertung des Ergebnisses durch die Bundesverbände 

 

Die Bundesverbände bewerten die Entwicklung presseöffentlich nachstehend wie folgt:  

 

 

1, Pressemitteilung des Deutschen Städtetages vom 27. Oktober 2022 

 

Inflation bläht Steuereinnahmen auf – Reale Einnahmeverluste befürchtet 

Der Arbeitskreis Steuerschätzungen korrigiert für die kommenden Jahre seine Einnah-

meerwartungen gegenüber seiner letzten Schätzung vom Mai 2022 deutlich nach 

oben, obwohl sich die wirtschaftlichen Erwartungen massiv verschlechtert haben. Die 

jährlichen Abweichungen liegen bundesweit bei bis zu 45 Milliarden Euro. Ursache 

hierfür ist die gestiegene Inflationserwartung. Der Steuerschätzung wird daher ein hö-

heres, an aktuellen Preisen gemessenes Wirtschaftsvolumen zugrunde gelegt. 

Zu den Ergebnissen der heutigen Steuerschätzung sagt Helmut Dedy, Hauptge-

schäftsführer des Deutschen Städtetages: 

"Wir alle spüren die Inflation in unseren Geldbeuteln: Rasant steigende Preise belasten 

die Haushalte. Auch die Städte sind massiv von den steigenden Preisen betroffen. 

Die Ergebnisse der aktuellen Steuerschätzung bedeuten deshalb nicht, dass sich die 

finanzielle Lage der Städte und Gemeinden verbessert. Lediglich auf dem Papier ha-

ben die Städte ein Mehr an Steuereinnahmen. In der Realität können sie aber weniger 

kaufen. Die Inflation und steigende Kosten fressen die Zugewinne auf. 
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In dieser Situation können die Kommunen weder zusätzliche Einnahmeverluste noch 

neue Belastungen verkraften. Im Ergebnis würde das flächendeckend zu Nothaushal-

ten und drastischen Einsparungen an anderer Stelle führen." 

Zentrale Ergebnisse der Steuerschätzung für die Städte und Gemeinden 

Der Arbeitskreis Steuerschätzungen prognostiziert für die Städte und Gemeinden eine 

Steigerung ihrer Steuereinnahmen um 4,9 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Für den 

Bund werden Einnahmesteigerungen von 7,8 Prozent erwartet, für die Länder Steige-

rungen in Höhe von 4,9 Prozent. 

Die Gewerbesteuer ist die wichtigste eigene Steuer der Städte. Ihr Gesamtaufkommen 

wird 2022 voraussichtlich bei 67,3 Milliarden Euro liegen, im Jahr 2023 voraussichtlich 

bei 69,0 Milliarden Euro. 

Der Arbeitskreis Steuerschätzungen legte seiner Prognose die Projektion der Bundes-

regierung zur wirtschaftlichen Entwicklung vom Anfang Oktober zugrunde. Wichtige 

angekündigte, aber noch nicht beschlossene Steuerrechtsänderungen wie die Anhe-

bung des Grundfreibetrages in der Einkommensteuer sind in der Steuerschätzung noch 

nicht berücksichtigt. 

 

2. Pressemitteilung des Deutschen Städte- und Gemeindebundes vom 11. Novem-

ber 2021 

 

Trügerische Ruhe vor dem Sturm  

 

Steuerschätzung zeigt – noch – nicht die dramatische Entwicklung der öffentli-

chen Finanzen!  

 

„Die heute veröffentlichten Zahlen der Steuerschätzung zeigen nur ein Zerrbild 

der zu erwartenden dramatischen Entwicklung der öffentlichen und nicht zuletzt 

kommunalen Finanzen. Wir stehen sehr wahrscheinlich vor der größten Finanz-

krise der Städte und Gemeinden seit Bestehen der Bundesrepublik Deutsch-

land“, so Dr. Gerd Landsberg, der Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- 

und Gemeindebundes (DStGB) in Berlin. „Es ist eine trügerische Ruhe vor dem 

Sturm. Der Bund muss gemeinsam mit den Ländern daran gehen, ein rasch um-

setzbares Konzept zur Absicherung der finanziellen Handlungsfähigkeit der 

Kommunen auszuarbeiten.“  

 

Die Steuerschätzung prognostiziert für die Gemeinden Steuereinnahmen in Höhe von 

132,4 Mrd. Euro für das laufende Jahr. Für die kommenden Jahre wird, auch inflations-

bedingt, ein robustes Steuerwachstum erwartet. Die Steuerschätzung blickt allerdings 

nicht auf die Ausgabenseite, die extreme Mehrkosten haben wird.  

 

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine bedeutet auch eine Zeitenwende für die 

Kommunalfinanzen, die durch explodierende Energiepreise, steigende Sozial-ausga-

ben, massive Investitionsbedarfe auf der einen und rückläufige Steuereinnahmen der 

Kommunen geprägt sein werden. „Es wird schon sehr bald klar sein, dass die 
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Finanzsituation der Kommunen prekär und die Handlungs- und Investitionsfähigkeit der 

Kommunen massiv gefährdet ist“, so Landsberg.  

 

Die Städte und Gemeinden steuern auf eine enorme Finanzkrise zu. Die Kommunen 

haben bisher jährliche Kosten für Energie von etwa 5 Mrd. Euro bezahlt, diese drohen 

sich auf 15-20 Milliarden Euro oder sogar mehr zu vervielfachen. Weitere und teils 

zweistellige Milliarden-Mehrbelastungen kommen auf die Kommunen zu. Die Tariffor-

derungen würden die kommunalen Haushalte mindestens weitere 15 Milliarden Euro 

mehr kosten. Hinzu kommen die allgemeine Inflation, eine absehbar tiefgreifende Re-

zession mit einem deutlichen Rückgang der Steuereinnahmen und zugleich steigenden 

Sozialausgaben für die kommunalen Kassen. Oder auch die Finanzierung der Entlas-

tungspakete, die die Gemeinden mit milliarden-schweren Steuerverlusten mitbezahlen.  

In den Städten und Gemeinden werden Haushaltslöcher nie dagewesenen Ausmaßes 

geschlossen werden müssen. „Der Staat muss daher nun prüfen, welche staatlichen 

Leistungsversprechen wirklich notwendig und auch erfüllbar sind. Es ist dringend er-

forderlich, in der Konsequenz Leistungsversprechen der öffentlichen Hand zu priorisie-

ren und möglicherweise auch zu revidieren“, so Landsberg.  

 

Gerade in der Krise erwarten Bürgerschaft und Wirtschaft handlungsfähige Kommu-

nen. Dies schließt die Möglichkeit zur Tätigung von Investitionen ein. „Der ohnehin 

schon besorgniserregend hohe kommunale Investitionsrückstand von zuletzt 159 Mrd. 

Euro darf, gerade auch mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, nicht 

noch weiter anwachsen. Die Länder und der Bund stehen daher in der Pflicht, die In-

vestitionsfähigkeit der Kommunen aufrechtzuerhalten. Durch eine notgedrungen brö-

ckelnde kommunale Infrastruktur darf der Wirtschaftsstandort Deutschland nicht noch 

weiter gefährdet werden“, so Landsberg abschließend. 

 
 
 
 

 
 

*** 
 
 
Hinweis zum Download der Rundschreiben und anderer Mitteilungen: 
Für alle Mitgliedskörperschaften stehen die Rundschreiben im "Mitgliederservice" auf der Homepage des Städte-
verbandes Schleswig-Holstein als Datei zur Verfügung.  
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Anlage 2  
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Anlage 3  

 
 
  



 

 Seite - 12 - 

Anlage 4 

 
 
 


